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lichen Anlagen , die elektriſche Straßenbahn , die Bahnordnung und

den Betrieb der Lokal - und Nebeneiſenbahnen , die Hafenpolizei für

den Rheinhafen .
Die Wochenmarktordnung , die Meßordnung , die Sonntagsruhe ,

die Droſchkenordnung , die Dienſtmannsordnung , die Rechtsverhält⸗

niſſe der Dienſtboten , die Verbrauchsſteuerordnung .

Geſundheitspflege . “ )

Am 23 . September 1875 brachte in einer Sitzung des Stadt —

rats unter Vorſitz des Oberbürgermeiſters Lauter dieſer die Ge —

ſundheitsverhältniſſe hieſiger Stadt zur Sprache , nachdem

er Veranlaſſung genommen hatte , hierüber mit einer Autorität im

Sanitätsweſen zu verhandeln , und teilte mit , daß die geſundheitlichen

Verhältniſſe unſerer Stadt , welche ſtets ſehr günſtige geweſen ſeien,

ſo daß Karlsruhe immer zu den geſundeſten Städten des Landes

gehörte , wenn nicht die geſundeſte war , ſichin letzterer Zeit noch

weſentlich gebeſſert hätten . Bekannt ſei, daß Epidemien hier noch

nie hätten Platz greifen können . Die Ruhr habe im Jahre 1852

hier einige Bedeutung erlangt , indem 63 Perſonen , allerdings meiſt

Kinder , derſelben zum Opfer gefallen waren , dieſelbe ſei ſpäter aber

nicht mehr aufgetreten ; die Cholera , obgleich ſie ganz in der Nähe

einen Herd gehabt ( Wörth , Speyer , Mannheim ) , habe Karlsruhe

trotz deſſen Verkehrs mit dieſen Orten doch ſtets verſchont ; der

Typhus komme nur als Haustyphus hier vor und zwar trotz des

erhöhten Militärſtandes in ſtets abnehmender Weiſe , ſo daß heute

nach Verhältnis der Einwohnerzahl nur / der Zahl der Typhus⸗

fälle der 50er Jahre zu verzeichnen iſt , nämlich im Jahre 1873 nur 20

Fälle , das iſt ½ auf tauſend der Einwohnerzahl ; in den meiſten

Fällen konnte die Veranlaſſung dazu aus den ungünſtigen ſanität⸗

lichen Verhältniſſen des betr . Hauſes amtlich nachgewieſen werden .

Ein weiteres günſtiges Zeichen der Geſundheit unſerer Stadt zeige

ſich in der ſtets wachſenden Überſchreitung der Geburtsziffer über die

Sterbeziffer ; dieſe Überſchreitung habe ſich ſeit dem Jahre 1852 , wo

ſie als Null angenommen werden könne bis auf 3 im Jahre 1870

geſteigert . Selbſtverſtändlich ſei, daß die Sterbeziffer im Verhältnis

) Vgl . oben Seite 341 ff.
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zur Einwohnerzahl ſich mit der Erhöhung der Geburtsziffer ebenfalls
ſteigern müſſe , indem von den Geborenen im Laufe des erſten Jahres
erfahrungsgemäß ſchon 20 bis 25 9% ſterben .

In § 19b der Städteordnung von 1874 waren im Intereſſe
der öffentlichen Geſundheitspflege beſondere Vorſchriften gegeben.

Zur Erfüllung dieſer geſetzlichen Vorſchriften , wonach für die

öffentliche Geſundheitspflege eine beſondere Kommiſſion zu beſtellen
und deren Wirkungskreis durch Ortsſtatut zu beſtimmen ſei, wurde

dem Bürgerausſchuß in ſeiner Sitzung vom 5. Juli 1875 der Ent⸗

wurf eines ſolchen Ortsſtatuts vorgelegt . In demſelben wurde als

Zweck der zu bildenden „ Kommiſſion für öffentliche Geſundheitspflege “
die Mitwirkung bei den auf die öffentliche Geſundheitspflege ſich be —

ziehenden Geſchäften der Stadtvertretung bezeichnet . Neben den ge⸗

ſetzlich berufenen Mitgliedern , dem Polizeibeamten des Bezirksamtes ,
dem Bezirksarzt und den Armenärzten der Stadt , nahm der Entwurf
die Ernennung von 6 weiteren Mitgliedern ( wovon wenigſtens 4 aus
der Zahl der Stadträte oder Stadtverordneten ) mit dreijähriger
Amtsdauer an . Die Kommiſſion wurde die begutachtende Behörde des

Stadtrats in allen auf die öffentliche Geſundheitspflege ſich beziehen —
deu Angelegenheiten genannt und erhielt insbeſondere die Aufgabe zu⸗

gewieſen , ſich über die ſanitätlichen Verhältniſſe der Stadt genaue
Kenntnis zu verſchaffen , vorhandenen Mißſtänden nachzuforſchen und

deren Beſeitigung zu veranlaſſen , dem Bezirksamt auf deſſen Ver⸗

langen Gutachten über geſundheitliche Fragen zu erſtatten und die

erforderlichen Maßregeln und Einrichtungen gegen etwa ausbrechende
anſteckende Krankheiten vorzubereiten . Den Vorſitz ſollte ein vom

Stadtrat zu ernennendes Mitglied aus der Zahl der der Kommiſſion
angehörenden Stadträte führen , ihm ſollte es obliegen , die der Be⸗

ſchlußfaſſung zu unterbreitenden Gegenſtände zur Sitzung vorzubereiten
und zu dieſem Zwecke die nötigen Verfügungen ſelbſtändig zu erlaſſen ,
er ſollte auch das Recht haben , jeden Beſchluß , bevor er zur Aus⸗

führung kommt , dem Stadtrat zur Genehmigung zu unterbreiten .
Die regelmäßigen Sitzungen der Kommiſſion ſollten in vom Stadt⸗
rat feſtzuſetzenden Zwiſchenräumen ſtattfinden , aber auch vom Ober⸗

bürgermeiſter bezw. deſſen Stellvertreter und dem Vorſitzenden wegen
dringender Angelegenheiten jederzeit berufen werden können .

Der Entwurf wurde nach kurzer Verhandlung einſtimmig an⸗
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genommen , fand jedoch nicht die Zuſtimmung des Miniſteriums des

Innern , welches der Kommiſſion , für die es die Bezeichnung
Ortsgeſundheitsrat empfahl , eine mehr als nur begutachtende Tätig —
keit eingeräumt zu ſehen wünſchte und es , im Sinne der Be —

ſtimmungen in §S 19a der Städteordnung für zweckentſprechend er⸗

achtete , daß beſondere Zweige der ſtädtiſchen Verwaltung der ſelbſt —
tätigen und unmittelbaren Fürſorge der genannten Kommiſſion an —

vertraut werden möchten . Die Beſchlüſſe der Kommiſſion , auch in —

ſoweit polizeiliche Zwangsmaßregeln und das Eingreifen der Staats —

behörde nötig falle , würden durch die im Geſetz vorgeſehene Mit —

wirkung des Polizeibeamten auf raſche und nachdrückliche Weiſe zum

Vollzug gebracht werden können . Jedenfalls aber ſei es geboten ,
daß die Geſchäfte der Kommiſſion in verſchiedene Reſpiciate verteilt

und dieſe den einzelnen Mitgliedern übertragen werden , welche die

einzelnen Angelegenheiten zu bearbeiten und ſodann der Kommiſſion
Vortrag zu erſtatten , ſowie auch für den Vollzug zu ſorgen haben .
Auch die dem Vorſitzenden eingeräumte Befugnis , jeden Beſchluß ,
bevor er zur Ausführung kommt , dem Stadtrat zur Genehmigung

zu unterbreiten , ſei kaum erforderlich , da der Stadtrat ohnehin von

den Beſchlüſſen der Kommiſſion jederzeit Kenntnis zu erhalten ver —

möge und unzweifelhaft berechtigt ſei , Maßregeln , denen er nicht zu —

zuſtimmen vermöge , außer Wirkſamkeit zu ſetzen .

Infolge dieſes Erlaſſes unterzog der Stadtrat den Entwurf

einer Durchſicht , nahm den Vorſchlag , der Kommiſſion den Namen

„ Ortsgeſundheitsrat “ zu geben , gerne an , hielt dagegen an

der Anſicht feſt, daß demſelben nur eine begutachtende , nicht auch eine

verwaltende Tätigkeit eingeräumt werden ſolle , erweiterte aber ander —

ſeits deſſen Wirkungskreis , indem eine Reihe ſtädtiſcher Anſtalten

und Einrichtungen der Überwachung des Ortsgeſundheitsrates unter —

ſtellt wurde und durch die Vorſchrift periodiſcher Beſichtigungen

für die Ausführung dieſer Überwachung geſorgt ward . Auch durch
andere Beſtimmungen wurde dem Ortsgeſundheitsrat eine größere

Selbſtändigkeit eingeräumt und damit auch einigen Anregungen im

Erlaß des Miniſteriums entſprochen .
Der neue Entwurf wurde durch eine beſondere aus dem Stadt —

verordneten - Vorſtand und einigen von ihm beigezogenen Stadtverord —

neten beſtehende Kommiſſion geprüft , durchberaten , mit einigen Ab —
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änderungsvorſchlägen dem Stadtrat wieder vorgelegt und mit dieſen
vom Stadtrat angenommen .

In der Sitzung des Bürgerausſchuſſes vom 29 . Dezember 1875 ,
in welchem die Vorlage zur Verhandlung kam, entſpann ſich eine

eingehende Erörterung eigentlich nur über die grundſätzliche Frage ,
ob dem Ortsgeſundheitsrat nur eine begutachtende Stellung einzu⸗
räumen ſei ; nach kürzerer Verhandlung über einige andere Para⸗
graphen wurde der Entwurf mit allen gegen 3 Stimmen angenommen .

Nach einem an die miniſterielle Genehmigung dieſes O rtsſtatuts
geknüpften Vorbehalt mußte dasſelbe nach Ablauf von zwei Jahren
einer erneuten Durchſicht unterzogen werden . Dieſes geſchah in der

Bürgerausſchußſitzung vom 14 . Juni 1878 . Nachdem ſich inzwiſchen
die Tätigkeit des Ortsgeſundheitsrates in jeder Hinſicht bewährt
hatte , ſah ſich der Stadtrat veranlaßt , nur zwei unbedeutende Ande —

rungen des Ortsſtatuts zu beantragen , nämlich die Erhöhung der bis⸗

herigen Zahl 6 der vom Stadtrat zu ernennenden Mitglieder auf 10

und die Streichung der Beſtimmung , wonach es dem Stadtrat vor —

behalten blieb , für einzelne Fälle noch weitere Mitglieder zu ernennen .
Der Bürgerausſchuß genehmigte beide Anträge .

Seit dem Jahre 1878 ſtellte ſich der Ortsgeſundheitsrat neben
der Tätigkeit , die er als begutachtende Behörde des Stadtrats in

allen die öffentliche Geſundheitspflege betreffenden Angelegenheiten auszu⸗
üben hat, die weitere Aufgabe , über angebliche Heilmittel , welche
in den hier verbreiteten Zeitungen angeprieſen wurden , Erhebungen
zu machen, deren Ergebniſſe zu veröffentlichen und dadurch einer ge⸗
wiſſenloſen finanziellen Ausbeutung der Leichtgläubigkeit entgegen zu
arbeiten . Auch jede andere Form der Kurpfuſcherei wurde vom

Ortsgeſundheitsrat energiſch bekämpft . Man darf wohl ſagen , daß
ſich dadurch der Karlsruher Ortsgeſundheitsrat ein weit über das

Weichbild unſerer Stadt , ja auch über die Grenzen des badiſchen
Landes hinausreichendes Verdienſt erworben hat . Er hat auch
bei allen Einſichtigen und Wohlmeinenden die gebührende dankbare

Anerkennung gefunden . Dieſe hat durch die große Zahl von An —

griffen , Verleumdungen , Drohungen und Prozeſſen , welche gegen ſeine
Veröffentlichungen und Warnungen erhoben wurden , keinen Eintrag
erliten . Die Namen der von ihm bekämpften Geheimmittel und die

einſchlägigen Erzeugniſſe einer ſchwindelhaſten literariſchen Freibeuterei
45



werden ſeit 1885 in der Chronik von Karlsruhe veröffentlicht . Im

Jahre 1891 erſchien unter dem Titel „ Gegen den Heilmittelſchwindel “
eine amtliche Sammlung der Bekanntmachungen des Ortsgeſundheits —
rates Karlsruhe über Geheimmittel . Seit 1894 ſind in ſehr er —

wünſchter Weiſe auch über die ſonſtige ſehr vielſeitige Tätigkeit des

Ortsgeſundheitsrats auf dem Gebiete der Fragen , welche in geſund —

heitlicher Hinſicht für die Stadt von Bedeutung ſind , in der Chronik

kurze Berichte mitgeteilt . Es ergibt ſich aus dieſen Mitteilungen die

geradezu erſtaunliche Fülle wichtiger Gutachten und Maßnahmen ,

welche man der in der Offentlichkeit wenig hervortretenden ſegens⸗

reichen Wirkſamkeit dieſer ſtädtiſchen Kommiſſion ſeit einer langen

Reihe von Jahren zu danken hat .
Es mag hier die Bemerkung eingeſchaltet ſein, daß ſich vom

Jahre 1875 bis zum Jahre 1900 die Zahl der Karlsruher Arzte
von 40 auf 83 vermehrte , einerſeits eine Folge der bedeutenden Er —

höhung der Einwohnerzahl , anderſeits aber auch der vermehrten Für —

ſorge , welche in allen Kreiſen der Bevölkerung der Krankenpflege ge —

widmet wurde .

Das ſtädtiſche Krankenhaus war der Erweiterung dringend

bedürftig . “) Nachdem ſchon im Jahre 1873 eine Anzahl von Grund —

ſtücken in der Schwanenſtraße zum Betrage von 68 000 Mk ,

ferner der bisher der Stadtgemeinde noch nicht gehörige Teil

des Krankenhauſes —einſchließlich der vier Grundſtücke in der

Schwanenſtraße — um 102 300 Mk . und das Molbiliar der

Anſtalt um 52 497 Mk. , ferner 130 qm Gartengelände mit

Schreinerwerkſtätte um 7000 Mk . angekauft worden waren , wurde

nach dem Entwurfe des Stadtbaumeiſters Strieder ein Erweiterungs⸗

neubau aufgeführt , der im Frühjahr 1885 fertiggeſtellt war . Ob⸗

wohl er ſich nur als Hintergebäude des alten Spitals darſtellte ,

erſchien er mit ſeiner gegen Süden gekehrten Hauptfront , in ſeiner

Geſamtanlage doch als ein umfangreiches dreiſtöckiges Gebäude und ,

trotz der einfachen ſoliden Ausführung , als ein ſehr ſtattliches Bau —

werk . Die Koſten der Neuherſtellung beliefen ſich auf 162 000 Mk .

Die Anſtalt — in welcher im Jahre 1884 2591 Perſonen mit

40000 Verpflegungstagen Aufnahme fanden — umfaßte nunmehr 52

) Vgl . oben Seite 666 .



Krankenſäle mit 255 Betten . Für weitere Vergrößerung war noch
ein Gelände verfügbar , auf welchem mehrere Gebäude mit 23 Miet - ⸗

wohnungen zunächſt an bedürftige , der Armenpflege aber nicht an —

heimgefallene Familien durch Vermittelung des Badiſchen Fraue n.
vereins um billigen Preis vermietet wurden . Von dieſen Gebäuden

waren 16 mit dem dazu gehörigen Grundſtück erſt im Jahre 1885

um 26000 Mk . käuflich erworben worden . — Am 22 . Dezember 1885

wurde die Gedächtnisfeier des vor 100 Jahren von dem Markgrafen
Karl Friedrich erbauten ſtädtiſchen Krankenhauſes gleichzeitig mit der

Einweihung des Neubaues gefeiert . Der Hof und die Spitzen der

ſtaatlichen und ſtädtiſchen Behörden waren anweſend . Prälat Doll

und der Oberarzt , Medizinalrat Arnſperger , hielten Anſprachen , in

denen ein Bild der Entwickelung der Anſtalt gegeben wurde . —

Schon im Jahre 1887 wurde die ſteigende Frequenz des Kranken —

hauſes Anlaß , in einer Sitzung des Bürgerausſchuſſes die Frage
einer Verlegung desſelben durch Errichtung eines Neubaues in Er⸗

wägung zu ziehen . Die Zahl der Verpflegungstage hatte ſich vo n

1878 bis 1887 von 37731 auf 64700 , die Zahl der verpflegten
Perſonen von 2555 auf 2853 erhöht . Als Hauptgründe dieſer
ſteigenden Frequenz wurden vom Stadtrat , neben der Vermehrung
der Einwohnerzahl , die neue ſozialpolitiſche Geſetzgebung , insbeſondere
die Wirkung des Unfallverſicherungsgeſetzes bezeichnet . Zunächſt fand
der Plan eines Neubaues noch keine Zuſtimmung , wohl aber wurden

zu abermaliger Erweiterung des Krankenhauſes zwei Grundſtücke u m

den Preis von 121000 Mk . angekauft . Im Jahre 1888 waren

ſchon 3305 Perſonen ( 1942 Männer und 1363 Frauen ) mit 71010

Verpflegungstagen in ärztlicher Behandlung , die größten Zahlen ſeit
dem Beſtehen des Krankenhauſes ) , im Jahre 1893 4037 Kranke

mit 73058 Verpflegungstagen , 1900 3320 Kranke mit 8127 1

Verpflegungstagen .
Im Jahre 1883 wurde ein Ortsſtatut über die Verwaltung

des ſtädtiſchen Krankenhauſes aufgeſtellt , eine Krankenhaus⸗
kommiſſion niedergeſetzt und deren Wirkungskreis beſtimmt. Im Zu⸗
ſammenhange damit wurden im Laufe der folgenden Jahre verſchie⸗
dene Verordnungen erlaſſen : Vorſchriften über die Verbringung Ver⸗

unglückter und Erkrankter in das ſtädtiſche Krankenhaus , Dienſtweiſungen
für die Oberin und die Wärterinnen und Wärter, Inſtruktionen für
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die Gemeindekrankenpflegerin , die Koſtordnung und Taxordnung für
die Patienten , eine Dienſtweiſung für den ſtädtiſchen Desinfektor u. a .

Am 1. Dezember 1884 wurde eine Ambulatoriſche Klinik

im Rathauſe errichtet , in welcher durch eigens dazu beſtellte Stadt —

ärzte kleinere Operationen , Verbandanlegungen u. ſ. f. vorgenommen

werden . In dieſer Klinik wurden in den Jahren 1884 —1886

4897 Perſonen ärztlich behandelt , 74 größere Operationen vorge —

nommen . 1886 wurde ſie durch Hinzufügung von zwei weiteren

Räumen der früheren Mehlhalle vergrößert . Von 1886 an wurde

nicht mehr die Zahl der behandelten Perſonen in der Stadtchronik

veröffentlicht , ſondern die ärztlichen Leiſtungen des Heilgehilfen .
1886 betrug deren Zahl 25723 , 1887 erhob ſie ſich auf 31929 ,

1891 auf 43 387 ; 1892 auf 49 514 , 1893 auf 54095 . Von

1894 an werden die Konſultationen der 4 Stadtärzte ( 1894 32 170 ,

1897 38 174 , 1900 40750 ) , deren Hausbeſuche lin den gleichen

Jahren 8870 , 11033 , 12 833 ) , die Einzelleiſtungen des Heilgehilfen

( 17 684 , 14 749 , 17 684 ) , deſſen Hausbeſuche ( 304, 588 , 266 ) ver —

zeichnet.
Von großer Bedeutung für die eferndheidlichen Verhältniſſe der

Haupt⸗ und Reſidenzſtadt war es , daß am 1. Dezember 1884 das

neue Krankenverſicherungsgeſetz in Kraft trat . Die Organiſation des

Krankenverſicherungsweſens erfolgte nach den von Bürgermeiſter

Schnetzler ausgearbeiteten Vorſchlägen . Der Vollzugsverordnung

dieſes Geſetzes entſprechend wurde für ſämtliche hier zur Errichtung
kommende Ortskrankenkaſſen und für die Gemeindekrankenverſicherung
eine gemeinſame Meldeſtelle im Rathauſe angeordnet . Die ver —

ſchiedenen hieſigen Krankenkaſſen zählten am Schluſſe des Jahres

1885 7330 männliche und 1609 weibliche Mitglieder . Die Zahl

der Krankheitstage betrug 54893 ( davon 3174 infolge von Betriebs⸗

unfällen)j . Aus den zu gemeinnützigen Ausgaben zur Verfügung

ſtehenden Überſchüſſen der ſtädtiſchen Spar - und Pfandleihkaſſe wurde

behufs Fundierung der Kaſſen dieſen ein Betrag von 3000 Mk .

überwieſen . Im Jahre 1888 wurde ein neues Ortsſtatut über die

Krankenverſicherung der Dienſtboten und der ohne Gehalt und Lohn

beſchäftigten Geſellen , Gehilfen und Lehrlinge aufgeſtellt . Durch das

Geſetz über die Ausführung der Unfall - und Krankenverſicherung
vom 24 . März 1888 und die landesherrliche Verordnuung vom



25 . Juni d. J . trat §S 34 des Geſetzes vom 5. Mai 1870 über die

öffentliche Armenpflege “) mit dem 1. Januar 1889 außer Kraft .
Damit verlor die ſtädtiſche Krankenverſicherungsanſtalt , in welcher
bisher die Dienſtboten , ſowie die ohne Lohn beſchäftigten Gewerbe —

gehülfen und Lehrlinge gegen Krankheit verſichert waren , ihre recht —
liche Grundlage . Eine ſolche wurde nunmehr durch das in dem

gleichen Geſetz vom 24 . März 1888 vorgeſehene oben angeführte
Ortsſtatut erſetzt. Dieſes wurde in der Bürgerausſchußſitzung vom

26 . November 1888 einſtimmig genehmigt . “ ) — Am 11 . Oktober 1892

wurde — auf Grund des § 2 Ziffer 2 und 5 des Reichskranken⸗
verſicherungsgeſetzes in der Faſſung vom 10 . April 1892 und des

§ 15 des badiſchen Geſetzes vom 7. Juli 1892 , die Krankenverſiche —
rung betr . — für Karlsruhe mit Wirkung vom 1. Januar 1893

vom Bürgerausſchuß ein Ortsſtatut über die Krankenverſiche —
rungspflicht erlaſſen . Durch dieſes Ortsſtatut wurden die

Vorſchriften des §S 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes auf eine Reihe
von Perſonen angewendet , welche nicht ſchon kraft Geſetzes ver —

ſicherungspflichtig waren . An die Stelle der bisherigen reichsgeſetz⸗
lichen Gemeinde - Krankenverſicherung ( Arbeiterkrankenkaſſe ) trat nun

eine allgemeine Ortskrankenkaſſe und an Stelle der bisherigen landes —

geſetzlichen Gemeinde - Krankenverſicherung ( Dienſtboten - Krankenkaſſe )
eine beſondere Ortskrankenkaſſe der Dienſtboten . Die neu errichteten
Ortskrankenkaſſen vereinigten ſich mit den bereits beſtehenden behufs
gemeinſamer Verwaltung zu einem Krankenkaſſenverband . Am Schluſſe
des Jahres 1893 beſtanden in der Stadt 5 Ortskrankenkaſſen ( die
allgemeine Ortskrankenkaſſe und die Ortskrankenkaſſen der Dienſtboten ,
der Bäcker , der Handlungsgehilfen und der Metzger und Wurſtler ) ,
eine Innungskaſſe (der Baugewerke - Innung ) und 19 Betriebs⸗

( Fabrik - ) Krankenkaſſen . Die durchſchnittliche Zahl der Verſicherten
betrug bei den Ortskrankenkaſſen 14001 , bei der Innungskranken⸗
kaſſe 1222 und bei den Betriebskrankenkaſſen 5 968 Perſonen .
Gleichfalls am 1. Januar 1893 trat an Stelle des Ortsſtatuts vom

18 . September 1884 über die Verwaltung des Krankenverſicherungs —
weſens ein neues Ortsſtatut über die Verwaltung des Arbeiter —

) Vgl . oben Seite 344 f.

) Näheres ſ. Chronik von Karlsruhe 4, 1888 Seite 67 ff.
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verſicherungsweſens in Kraft . Als deren Organ wurde eine

ſtädtiſche Arbeiterverſicherungskommiſſion gebildet . ) Im Jahre 1900 “

betrug die durchſchnittliche Zahl aller dieſer Kommiſſion unterſtellten

Krankenkaſſen der Stadt 28 356 . Die Ausgaben der Kaſſen beliefen

ſich auf 699 781 Mk , ihre Einnahmen auf 754622 Mk. “ “ )

Neben dem ſtädtiſchen Krankenhauſe war im Laufe der Jahre

noch eine Reihe anderer der Krankenpflege gewidmeten Auſtalten ent —

ſtanden . . *)

Die evangeliſche Diakoniſſenanſtalt vergrößerte ihr

Arbeitsgebiet nicht nur in der Stadt , ſondern dehnte es allmählich

auch auf die Landgemeinden aus . Im Jahre 1889 zählte ſie 91

Diakoniſſinen , 34 Probe- und 7 Vorprobeſchweſtern . In den Kranken —

häuſern wurden 3449 Kranke und 159 Pfründner verpflegt . Privat —
und Armenpflege wurde an 3155 Perſonen geleiſtet . Im Jahre
1900 zählte man 201 Diakoniſſinen , 68 Probe - und 5 Vorprobe⸗

ſchweſterr . In den Krankenhäuſern und Spitälern der Stadt und

auf den Stationen wurden vom 1. September 1899 bis 31 . Auguſt 1900 .

in 120872 Verpflegungstagen 5066 Kranke und 78 Pfründner ver —

pflegt . Privat - und Armenpflege wurde an 15 126 Dienſtboten ge⸗

leiſtet .

Im St . Vincentiushaus wurden im Jahre 1890 3831

Kranke in 12 641 Verpflegungstagen verpflegt , im Jahre 1898 waren

es 992 Kranke in 25 100 Verpflegungstagen , im Jahre 1900 1247

Kranke und 31654 Verpflegungstage . Am 16 Mai 1900 wurde das

neue Krankenhaus des St . Vincentiusvereins im Südweſten der

Stadt an der Südendſtraße feierlich in Gegenwart der Großherzogin

eröffnet . Die Anſtalt faßt 140 Betten , deren Zahl aber nach Be —

darf erhöht werden kann . Im alten Gebäude an der Kriegſtraße
verblieben die Abteilungen für Augen - , Naſen - und Ohrenkranke .

In der Vereinsklinik des Badiſchen Frauenvereines betrug ,

im Jahre 1889 die Zahl der Kranken 579 . Der Neubau derſelben

„) Vgl . oben Seite 685 .

) Zu vorſtehendem Abſchnitt vgl . die betreffenden Jahrgänge derer Chronik
von Karlsruhe , ſowie die „ Beiträge zur Statiſtik der Stadt Karlsruhe , her⸗

ausgegeben vom Statiſtiſchen Amt “ .
8

den ) Vgl . oben Seite 345 ff. , 359 .

8
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wurde im Frühjahr 1890 bezogen . Am 5. Mai war die feierliche
Eröffnung derſelben , die auch ein Wärterinnenheim umfaßt und zur

Erinnerung an den ſo früh dahingeſchiedenen Prinzen Ludwig Wilhelm
den Namen Ludwig - Wilhelm - Krankenheim erhielt . Der Hof und

eine große Zahl Eingeladener wohnten der Feier bei . Im Jahre
1891 betrug die Zahl der Kranken 964 , der Verpflegungstage 17188 ,

im Jahre 1900 waren es 1073 Kranke , 20220 Verpflegungstage .
Im Frühjahr 1892 trat auf Anregung und unter dem perſön —

lichen Vorſitz der Prinzeſſin Wilhelm eine Anzahl Damen zur

Gründung eines Wöchnerinnen - Aſyls zuſammen . Die er—⸗

forderlichen Räumlichkeiten im Ludwig - Wilhelm - Krankenheim ſtellte
die Abteilung III des Frauenvereins zur Verfügung . Im Juli

wurde das Aſyl eröffnet und bis zum Schluß des Jahres wurden

in demſelben 42 Frauen mit 484 Verpflegungstagen verpflegt , im

Jahre 1896 waren es 140 Frauen uit 1466 Verpflegungstagen ,

für 1900 ſind die Zahlen 246 und 2728 .

Im ſtädtiſchen Vierordtbad wurde im Jahre 1882 ein in

der Hydro - und Pneumatotherapie ſpeziell geübter Arzt aufgeſtellt ,

wodurch den leidenden Bewohnern der Stadt Behandlungsmethoden

zugänglich gemacht wurden , wie ſie ſonſt nur in beſonderen Kur —

anſtalten zu finden ſind . Seit 1887 iſt die Kuranſtalt auch während
der Sommermonate im Betriebe . Neben den gewöhnlichen Wannen —

und Douchebädern , Heißluft-sz, Dampf - und künſtlichen Soolbädern

beſteht ſeitdem auch noch eine Abteilung für Anwendung der phyſi —

kaliſchen Heilmethode und für das Geſamt - Waſſerheilverfahren . In

den Jahren 1885 bis 1889 betrug die größte Zahl der Bäder

18 984 ( 1886 ) , die niedrigſte 9576 ( 1889 ) . Der Rückgang erklärt

ſich aus der außerordentlichen Vermehrung der Hausbäder und Bad —

anſtalten in dieſem Zeitraume , darunter auch Volksbäder in ver —

ſchiedenen Schulhäuſern . Die von den Doktoren Wunderlich und

Morſtadt geleitete Kurabteilung hatte dagegen in der gleichen Zeit
eine bedeutende Zunahme der Frequenz zu verzeichnen . In den

Jahren 1897 —1900 wurde das Vierordtbad mit einem Aufwand
von 706000 Mk . umgebaut und erweitert und in demſelben ein

Schwimmbad angelegt . Vom Juli , in welchem das umgeſtaltete
Bad neu eröffnet wurde , bis Dezember 1900 betrug die Zahl der

Bäder 75 270 . Darunter waren 50 957 Schwimmbäder , 13026
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Wannenbäder , 5278 Heißluft - und Dampfbäder und 4009 Kurbäder

verſchiedenſter Art .

Die Errichtung eines Damenſchwimmbades im Rhein bei

Maxau , insbeſondere aber die Erbauung des Friedrichsbades
in der Kaiſerſtraße mit Schwimmbad , Dampfheizung , künſtlicher Ven —

tilation und elektriſcher Beleuchtung ſind an dieſer Stelle beſonders
hervorzuheben als wichtig für die Geſundheitspflege in weiten Kreiſen
der Einwohnerſchaft .

Von hygieniſchen Geſichtspunkten ging die Gemeindeverwaltung
auch aus , als ſie eine neue Begräbnis - Ordnung erließ , welche mit

dem 1. Oktober 1893 als Ortsſtatut in Kraft trat . Ihre wichtigſte
Beſtimmung ſtellt feſt, daß die Leichen allgemein innerhalb 36 Stunden

nach Eintritt des Todes mittels Leichenwagens auf dem kürzeſten
Wege in die Leichenhalle auf den Friedhof zu verbringen und von

dieſer aus zu beerdigen ſind.

Armenfürſorge . Anſtalten für Wohltätigkeit und

Gemeinnützigkeit .

Nach Vorſchrift der Städteordnung war auch für das Armen —

weſen eine beſondere Kommiſſion zu bilden und zu dieſem Zwecke ein

Ortsſtatut zu erlaſſen . Es war ſelbſtverſtändlich , daß dieſe Kom —

miſſion den Namen Armenrat zu führen hat , der hier ſchon bisher
für die örtliche Armenbehörde üblich war . Der neue Armenrat wurde

als ein Organ des Stadtrats dieſem unterſtellt , während der frühere
ſich nur als der zum Zweck der Armenpflege erweiterte Gemeinderat

darſtellte und dieſen in ſich ſchloß . Die ſämtlichen zur öffentlichen
Armenpflege gehörigen , dem früheren Armenrat obgelegenen Geſchäfte
wurden , ſoweit dieſes geſetzlich möglich war , dem neuen Armenrat zur

ſelbſtändigen Erledigung zugewieſen , nur wenn es ſich um allgemeine ,
für dauernde Geltung berechnete Maßregeln handelte , muß die Ge —

nehmigung der gefaßten Beſchlüſſe durch den Stadtrat herbeigeführt
werden . Die Zuſtändigkeit des Stadtrats zur Ernennung der Mit —⸗

glieder der Kommiſſion ergab ſich aus den einſchlägigen geſetzlichen
Beſtimmungen . Zur Kenntnis und Beaufſichtigung der Verhältniſſe
der Unterſtützungsbedürftigen in allen Teilen der Stadt wurden ,
wie bisher , ſo auch für die Zukunft aus der Bürgerſchaft erwählte
Armenpfleger herangezogen und als Grundlage ihrer Wirkſamkeit
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